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Solidarität statt
rigide Neutralität
Die Schweizer Aussenpolitik
im Jahr 1995

CHRISTOPH WEHRLI

Im neuen Jahr hat die Schweiz zum drit-
ten Mal den Vorsitz der Organisation
für Sicherheit und Zusammenarbeit in
Europa (OSZE), die seit RusslandsAn-
griff auf die Ukraine zu einem grossen
Teil blockiert ist. Als die Schweiz vor
dreissig Jahren die gleiche Funktion
erstmals ausübte, waren die Wirkungs-
möglichkeiten der Organisation, die erst
1994 aus der entsprechenden Konferenz,
der KSZE,hervorgegangen war,wesent-
lich besser. Die Schweiz ihrerseits (da-
mals noch nicht in der Uno) hatte laut
demAussenminister Flavio Cotti «diese
Herausforderung gesucht», um der
internationalen Gemeinschaft einen an-
gemessenen Beitrag zu leisten und ihre
offene Haltung zu manifestieren.

Die Vorbereitungen des Aussen-
departements spiegeln sich auch in den
ausgewählten Akten des Jahres 1995,
welche die Forschungsstelle Diplomati-
sche Dokumente der Schweiz (Dodis)
erneut unmittelbar nach Ablauf der
Sperrfrist publiziert hat.

Friedensdiplomatie der OSZE

1995 sind oder waren bereits mehrere
Schweizerinnen und Schweizer für die
OSZE in Osteuropa und der Kaukasus-
region tätig und können von ihren Er-
fahrungen in der Friedensdiplomatie be-
richten, beispielsweise von der Verhin-
derung einer Eskalation zwischen Kiew
und der Krim oder von der physischen
Bedrohung der Mission in Tschetsche-
nien. Die Organisation ist eher schwach
ausgestattet und politisch stark von den
USA abhängig. In Washington, Ottawa
und Bonn sehe man sie als wichtiges
Mittel «zur Abfederung der Nato-Er-
weiterung», hält Cotti nach dortigen Be-
suchen fest. Ihm liegt an einer gewissen
Autonomie der OSZE. Und «europäi-
sche Sicherheitspolitik ohne Russland
ist nicht denkbar».

Mit Blick auf das zerfallene Jugosla-
wien plädiert Cotti für den Einbezug der
Kosovo-Frage in eine umfassende Frie-
densregelung, doch die USA vermit-
teln vorerst in Dayton eine Lösung für
Bosnien-Herzegowina, wo die OSZE
eine grosse Rolle zu spielen haben wird:
Überwachung der Wahlen, der Men-
schenrechte und des Demokratieauf-
baus sowie Massnahmen der militäri-
schenVertrauensbildung undAbrüstung.

Im Zuge des starken Engagements
in der OSZE und auch bilateral für die
Stabilisierung im Westbalkan stellt der
Bundesrat die Solidarität in neuartiger
Weise über eine rigide Neutralität: Er
bewilligt den Transit von Nato-Truppen
für dieAbsicherung des Friedens in Bos-
nien – für einen Einsatz, der «die Unter-
stützung der ganzenWelt» hat,wie Cotti
erklärt. Das Mandat des Uno-Sicher-
heitsrats folgt einige Tage danach.

Bilaterale Ernüchterung

In der Europapolitik im engeren Sinn,
den bilateralen Verhandlungen mit der
EU, agiert die Schweiz in wichtigen
Punkten aus der Defensive. Beim Stras-
senverkehr lanciert Brüssel, wie man
im Wirtschaftsdachverband konstatiert,
einen «Frontalangriff» auf die 28-Ton-
nen-Limite, die man durch den Transit-
vertrag gesichert geglaubt hat. Und bei
der Personenfreizügigkeit genügen die
Zugeständnisse Berns eindeutig nicht.
Gleichzeitig schränkt das Volk den
Handlungsspielraum der Regierung ein,
1994 mit der Annahme der Alpeninitia-
tive (Gütertransit nur auf der Schiene),
1995 mit dem Nein zu einer Liberalisie-
rung des Grundstückerwerbs. Nach die-
sem Dämpfer sind sich mehrere Bun-
desratsmitglieder einig, «dass das Aus-
länderproblem nun angepackt werden
muss». Kaspar Villiger schlägt eine Aus-
sprache nach den Sommerferien vor – sie
findet indes nicht statt.
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